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Förderung österreichischer Entwicklungsgebiete
Dr. KurtjW essely, W ien

A ls mit dem Absdiluß des Staatsvertrages und dem 
Abzug der alliierten Besatzungstruppen im Jahre 

1955 österre id i mit der politisdien audi die wirt- 
sdiaftlidie Freiheit w iedererlangte, taudite unter vie­
len anderen audi ein b isher völlig vernadilässigtes, 
ja kaum bekanntes Problem auf: die Förderung in 
ihrer Entwiddung zurüdcgebliebener Landesteile.

Die österreichischen Entwicklungsgehiete

Zunädist sdilen es, als sollten diese Aufgaben auf 
die ehemalige östlidie Besatzungszone — Nieder- 
österreidi, Burgenland sowie das M ühlviertel im 
nördlichen O berösterreidi und gegebenenfalls die 
unter sowjetisdier Besetzung gewesenen W iener Be­
zirke — beschränkt bleiben, für die durdi steuerlidie 
Begünstigungen (60 “/» des Ansdiaffungswertes als 
Sonderabsdireibung neben der Regelabsdireibung für 
Investitionen bis 1963) und bevorzugte Erteilung von 
Krediten gesorgt wurde. Das Problem lag aber dodi 
tiefer, als es zunächst den A nsdiein hatte, da audi 
die Grenzgebiete im Süden (Südsteiermark und Süd­
kärnten), aber audi einige verkehrsentlegene Lan­
desteile, wie der Salzburger Lungau, ihre Forderun­
gen nadi besonderer w irtsdiaftlidier Förderung an­
meldeten.

Es war zwar selbstverständlidi, die V ernadilässigung 
der östlidien Zone, die während der sowjetisdien 
Besetzung von privaten  und öffentlidien Investitio­
nen — nam entlidi audi von der Verteilung von ERP- 
Mitteln — ausgesdilossen war, zu beheben. Aber an 
Ostösterreidi w ar n id it nur der w irtsdiaftlidie Auf- 
sdiwung der N adikriegszeit spurlos vorbeigegangen, 
sondern es w ar überhaupt in  der w irtsdiaftlidien 
Struktur Ö sterreidis ein tiefgreifender W andel vor 
sidi gegangen, der nddit rüdegängig gem adit werden 
konnte.

W irtschaftszentrum Wien

Wenn audi im alten österreidi-'U ngarn die Bedeutung 
der böhmisdii-mährisdien, insbesondere der sudeten- 
deutsdien Industrie die der späteren Republik ö s te r­
reidi übertraf, so besaß der w irtsdiaftlidie Großraum 
des alten Kaiserreidies dodi in und um W ien ein 
leistungsfähiges W irtsdiaftszentrum . Ihm fehlten zwar 
die Grundstoffindnstrien, dodi w ar es sowo-hl in der 
Textilproduktion als audi in der M etallbearbeitung 
bedeutsam für den ganzen Donauraum. Mit dem Zer­
fall der österreidiisdi-ungarisdien M onardiie wurden

zwar diese im östlidien Teil Österreichs konzentrier­
ten Gebiete notleidend — hier hatte vor allem die 
damalige Rüstungsindustrie ihren Sitz —, dodii blie­
ben die Kapazitäten weitgehend und die Arbeits­
kräfte gänzlich erhalten. Trotz ihrer Sdiwädie blieb 
die ostösterreichische Industrie, die in  den Strudel 
der W eltw irtsdiaftskrise gezogen wurde, nodii immer 
führend für die ganze Republik, die in der Zwisdien- 
kriegszeit nur ein niedriges industrielles Niveau auf­
wies, da sich lediglidi um den Steirisdien Erzberg 
nodi! schwerindustrielle Reste der alten „Eisenherr­
lichkeit” erhalten halten. W ürde man also mit heuti­
gen Augen die W irtsdiaftsstruktur der Ersten Repu­
blik betrachten, so würde man, unabhängig von der 
Feststellung, daß die Industrie in  O stösterreidi dar­
niederlag, das ganze w estlidie und einen Großteil des 
südlichen Ö sterreidis als wirtsdiaftlich zurüdcgeblie- 
ben bezeidm en müssen.

Die Rolle industrieller Investitionen und des Fremden­
verkehrs für Westösterreich

Die sdiwerindustriellen Investitionen während der 
deutsdien Herrschaft und ihr konsequenter Ausbau 
durdi ERP-Mittel braditen eine grundlegende Ände­
rung. Die w estlidien Gebiete Österreidis, nam entlidi 
in O berösterreidi und Salzburg, haben w irtsdiaftlidi 
aufgeholt, so daß auch ohne die Auswirkungen der 
Kriegszerstörungen, Demontagen und die sowjetische 
Besetzung eine ausgeglidienere W irtsdiaftsstruktur 
entstanden wäre. Dazu kommt nodi der rasdie Auf­
schwung des Fremdenverkehrs, von dem die sowje­
tisch besetzte Zone Ö sterreidis abgesdm itten war, die 
darin aber audi unter günstigeren Verhältnissen mit 
dem W esten n id it voll hätte  konkurrieren können. 
Denn W estösterreidi liegt für die deutsdien Reisen­
den, die die Masse des österreididsdien Fremdenver­
kehrs stellen, günstiger als der Osten, es ist auch 
reidier an Naturschönheiten, und außerdem bietet die 
Ausübung des alpinen Skisports Gelegenheit für zwei 
Saisons im Jahr, wodurch Investitionen für Hotel- 
und V erkehrseinriditungen weitaus rentabler als im 
Osten des Landes sind.

Die Situation der verkehrsentlegenen Grenzgebiete

Mit diesen Fakten muß also die Förderung der wirt- 
sdiaftlidi zurüdcgebliebenen Gebiete in  öste rre id i 
redinen. Besondere Probleme aber wirft die Lage ge­
wisser Grenzgebiete ö ste rre id is  auf, nam entlidi an 
der tsdiediischen und der ungarischen Grenze, die
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ein einst zusammenhängendes W irtschaftsgebiet zer­
schneidet, den V erkehr behindert und industriellen 
N eugründungen wenig günstig ist. Auch der Frem­
denverkehr kann sich in  diesen Grenzgebieten nicht 
so wie in  den anderen Landesteilen entwickeln, wenn 
auch der »Eiserne Vorhang" immer wieder Neugierige 
anlockt. W eniger gilt dies für die Grenzgebiete ge­
genüber Jugoslawien, weil h ier ernste Grenzzwi­
schenfälle selten sind und der Reiseverkehr auch über 
die Grenze geht, so daß h ier mehr die Entfernung 
von den wirtschaftlichen Zentren Österreichs als die 
eigentliche Grenzlage der Gebiete erschwerend wirkt. 
Gemeinsam ist allen diesen Grenzgebieten der Man­
gel an Industrie.

Betrachtet m an die wirtschaftlich zurückgebliebenen 
Gebiete Österreichs, so wird man also feststellen, 
daß im Kernraum von N iederösterreich nur die Um­
strukturierung der österreichischen W irtschaft tind die 
Vernachlässigung der Investitionstätigkeit während 
der Sowjetherrschaft nachwirken — also Nachteile, 
die verhältnism äßig leicht, nämlich durch entspre­
chende Investitionen bei den bestehenden Betrieben 
ausgeglichen werden können.

Anders steht es mit den verkehrsentlegenen, grenz­
nahen Gebieten im N orden von Ober- und N ieder­
österreich, die — von Ansätzen der Glasindustrie und 
einigen Textilbetrieben abgesehen — von der Indu­
strieepoche unserer Zeit bisher überhaupt nicht be­
rührt worden sind. Das gleiche gilt auch für das Bur­
genland, den deutschsprachigen Grenzsaum W est­
ungarns, der vor vierzig Jahren  der Republik Ö ster­
reich angegliedert wurde.

Im Burgenland findet sich noch die Sozialstruktur des 
ehemaligen Königreiches Ungarn, nämlich Latifundien 
und wenig abgerundete Bauernanwesen, so daß ein 
Großteil der Bevölkerung zwar der landwirtschaft­
lichen Bevölkerung zugerechnet wird, aber nur als 
Kleinpächter oder Saisonarbeiter in  der Landwirt­
schaft tätig ist und sich im übrigen Österreich als 
Tagelöhner verdingt. Dadurch entgehen aber den bur­
genländischen Gemeinden die Steuern dieser Arbei­
ter, die Gemeinden bleiben wirtschaftlich schwach 
und können es in ihren Leistungen mit dem übrigen 
Österreich nicht aufnehmen. Diese typischen Erschei­
nungen von Entwicklungsgebieten werden aber noch 
dadurch verstärkt, daß die burgenländischen Gemein­
den, nachdem sie w ährend des Krieges den Bundes­
ländern Niederösterreich und Steiermark angeschlos­

sen gewesen waren, w ieder das selbständige Bundes­
land Burgenland bilden, das landwirtschaftlich und 
industriell zurückgeblieben ist.

Industriebesdiäftigte ln den einzelnen Bundesländern

Bundesland Jun i
1936

M ärz
1954

M ärz
1955

M ärz
1958

M ärz
1959

W ien 101 399 129 169 169 078 177 239 173 635
A nteil in  Vo lOO 127,4 166,7 174,8 171,2

N iederöste rre id i 64 231 69 449 103 979 107 416 104 795
A nte il in  •/• 100 108,1 161,9 167,2 163,2

Burgenland 3 207 4 390 4 045 4 324 4 353
A nteil in Vi 100 136,9 126,1 134,8 135,7

O berösterreich 27 776 79 361 93 246 97 641 98 509
A nteil in V# 100 285,7 335,7 351,5 354,6

Salzburg 4 404 12 843 15 404 15 044 14 511
A nteil in  Vi 100 291,6 350,0 341,6 329,5

K ärnten 11 304 19 284 21 961 22 776 23 351
A nteil in  •/• 100 170,6 194,3 201,5 206,6

S teierm ark 39 998 84 046 94 657 95 127 92 017
A nteil in V# lOO 210,1 236,7 237,8 230,1

Tirol &113 20 798 23 256 24 380 24 251
A nteil in  Ve 100 256,4 286,7 300,5 298,9

V orarlberg 12 398 23 429 25 598 28 498 27 355
A nte il in  ®/o 100 189,0 206,5 229,9 220,6

ö s te r re id i  insges. 
A nteil in  ®/o

272 830 442 769 551 224 572 445 562 777
lOO 162,3 202,0 209,8 206,3

Q u e l l e :  .N eu land", O ffizielles O rgan d e r  V ere ine  zur Förde­
rung  der A ufbaugebiete. Jah rg . 1958/59, H eft IV , S. 174.

Das tcirtschaftliche Gefälle von Westen nach Osten

Untersuchungen, die auf Grund der Einkommensver­
hältnisse des Jahres 1957 angestellt wurden, zeigen, 
daß das Nettoeinkom men pro Kopf der Bevölkerung 
im Burgenland um 25 V» unter dem österreichischen 
Durchschnitt liegt, in  Niederösterreich um 11 Vo und 
in den beiden anderen Bundesländern mit förderungs­
würdigen Grenzgebieten, nämlich Steierm ark und 
Kärnten, um 10 bzw. 12 Vo. Auch Oberösterreich kann, 
obwohl es im W esten liegt, infolge des zurückge­
bliebenen nördlichen Gebietes (Mühlviertel) den Bun- 
desdurchsch-nitt nicht erreichen (nur 94 “/o des Durch­
schnitts), w ährend Salzburg und V orarlberg (mit 102 
bzw. 103"/») etwas darüber und Tirol (mit 97"/») 
knapp darunter liegen. Bevorzugt is t W ien, das ein 
eigenes Bundesland bildet und dessen Bewohner als 
reine Städter den Bundesdurchschndtt um 28"/» über­
schreiten.

W enn also der Sonderfall W ien außer Betracht bleibt 
— bei den W iener Erwerbstätigen lieg t das Einkom­
men um 29 Vo über, bei den burgenländischen sogar 
um 31 Vo un ter dem Bundesdurchschnitt —, so zeigt 
sich also tatsächlich, daß ein beträchtliches ’ Gefälle 
von W esten nach O sten besteht. Es sinkt proportio­
nal mit dem A nteil des gewerblichen Einkommens 
bzw. steigt mit dem A nteil des land- und forstw irt­
schaftlichen Einkommens am Volkseinkommen der
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österreidiischen Bundesländer. So beträg t nad i vor­
läufigen-Ergebnissen der Volkszählung von 1961 der 
Anteil der zur gewerblichen W irtsdiaft Zählenden in 
Niederösterreich' 51 Vo, im Burgenland nur 42 Vo, in 
den westlidien Bundesländern 52—55 Vo, in  V orarl­
berg sogar 67 Vo (bezogen auf die Landeseinwohner).

Das Volkseinkommen nad i Einkommensarten 1957
(A nteile in  •/•)

Bunidesland
Löhne

und
G ehälter

Gewerbl.
Ein­

kommen

Land- u. 
forstw .

Ein­
kom m en

Sonstige
Ein­

kommen
V olksein­
kommen
insgesam t

W ien €7,5 23,1 0,3 9,1 100,0
V oriirlberg 60,5 25,1 6,9 7,5 100,0
Salzburg 58,8 23,8 9,3 8,1 100,0
Tirol 55,5 27,0 10,9 6,6 100,0
O berösterreid i 60,0 17,0 14,3 8,7 100,0
Steierm ark 60,8 16,5 12,5 10,2 100,0
Kärnten 59,0 19,3 14,1 7,6 100,0
N iederösterreid i 52,6 17,2 19,5 10,7 100,0
Burgenland 40,0 16,5 38,7 4,8 100,0
Österreich insges. 60,4 20,2 10,3 9,1 100,0

‘) Einkommen aus selbständ iger A rbeit, V erm ietung, V erpad itung , 
K apitalverm ögen, nhverteiU e G ewinne von  K apita lgesellsd iaften , 
Einkommen der öffentlid ien  H and aus Besitz und  U nternehm ung. 
Q u e l l e :  M onatsberid ite  des D sterre id iisd ien  In s titu tes  für 
W irtsd iaftsforsd iung, Beilag« N r. 60, Dezem ber 1959, S. 16.

Die bundesstaatliche Kom petensverteilung  
und die Entwidclungshilfe

Um diese ungleidim äßige V erteilung des Volksein­
kommens zu beheben, ersdiien es am zwedimäßig- 
sten, in den Randgebieten ö ste rre id is  gewerblidie 
und industrielle Dauerarbeitsplätze zu sdiaffen und

durdi Verkehrsverbesserunigen gleidizeitig für eine 
Erhöhung des Frem denverkehrs zu sorgen. Diese 
Maßnahmen konnten weder von den zu fördernden 
Gemeinden nodi von den Bundesländern allein gelei­
s te t werden, so daß der Bund mithelfen mußte. Die 
Sdiw ierigkeiten lagen n id it nur bei der Aufbringung 
der Mittel, sondern audi bei der bundesstaatlidien 
Kompetenzverteilung. Es konnte näm lidi n id it be­
stritten  werden, daß die Förderung w irtsdiaftlidi 
unterentw idcelter Gebiete verfassungsgemäß in  die 
Zuständigkeit der Bundesländer fällt, so daß diese 
eine finanzielle Grundleistung erbringen müssen, 
wenn der Bund elnspringen soll. Dies erfolgte erst­
mals im Finanzausgleidisgesetz 1959, A rtikel III, ln 
dem Bundesmittel für die Förderung der unterent- 
widcelten Gebiete bereitgestellt wurden, die vom 
Bundesminister für Finanzen nadi Fühlungnahme mit 
dem M inister für Soziale V erw altung und nadi An­
hörung der Bundesländer verte ilt wurden.

Das Sozialministerium ist bemüht, sidi in  die Gewin­
nung von Industriebetrieben einzusdialten. Es sdiuf 
einen »Informationsdienst für Betriebs- und Filialneu- 
gründungen in  österreidiisdien Entwidilungsgebieten“, 
der eine rege W erbe- und A ufklärungstätigkeit audi 
auf österreidiisdien und deutsdien M essen veran­
staltet. Er berlditet, daß er 1960 16 Betriebsgründun- 
gen angebahnt habe mit (Anfang 1961) 828 A rbeits­
plätzen, die auf 2600 erhöht w erden sollen. Diese 
Tätigkeit erfolgt konkurrierend m it der Tätigkeit der

lufthansa täglich 
nonstop usa

l i  i f l - h c m c a  t ä n l i r * h
Schnellste Lufthansa-Direktflüge nach NEW YORK, 
CHICAGO, SAN FRANCISCO und MONTREAL/Canada. 
Günstige Möglichkeiten zum Weiterfiug nach allen 
bedeutenden amerikanischen Städten am gleichenlage. 
Auf allen Nordatlantikflügen Economy- und Lufthansa- 
Senator Service. Erheblich reduzierte Flugpreise für 17- 
Tage-Relsen In der Economy-Klasse und Familienreisen, 
gültig ab 1. Oktober, eröffnen neue Reisemöglichkeiten.
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D e u t s c h e  S a c h v e r s i c h e r u n g  
EIGENHILFE

H A M B U R G  1 • S T E IN S T R .2 7 -  RUF-321015

Förderungsvereine und der Kommunalbank, was zu 
M ehrfadizählungen und zu einer Doppelgleisigkeit 
führt. Darunter haben auch die Planungsarbeiten, in 
die das W iener Raumforschungsinstitut eingeschaltet 
ist, zu leiden (abweichende Auffassungen über die 
Förderungswürdigkeit von Gebieten). ■)

H atte der Finanzminister zunächst eine 50“/»ige Betei­
ligung der Bundesländer an- den von ihm bewilligten 
Förderungsm itteln vorgesehen, so begnügte er sich 
mit einer Beteiligung von rund einem  Drittel, wenn 
unterdurchschnittliche Steuerkraft oder überdurch­
schnittliche Arbeitslosigkeit eine besondere Unter­
stützung erforderlich machten, imd von nur einem 
Viertel, wenn beide Merkmale zutrafen.

Nach den Richtlinien für das Jah r 1961 darf der Bun­
deszuschuß mcht höher sein als die dreifache Grund­
leistung des Bundeslandes, wenn das zu fördernde 
Vorhaben in einem Gerichtsbezirk liegt, dessen 
Steuerkraft 1958 die Hälfte des Bundesdurchschnitts 
nicht erreichte und dessen Arbeitslosenquote 1959 
außerdem den Bundesdurchschnitt um m ehr als 25 Vo 
überstieg. Trifft nur eines dieser Merkmale zu — also 
entweder geringe Steuerkraft oder hohe A rbeits­
losenquote —, so darf der Bundeszuschuß das Dop­
pelte der Grundleistung des Bundeslandes nicht über­
steigen.

Kriterien für die Geu>ährung von Bundessuschüsaen

Bundeszuschüsse werden jedodi n id it an alle Gebiete 
Österreichs vergeben, sondern es wurde eine Liste 
jener Gerichtsbezirke aufgestellt, für die Bundeszu­
schüsse in Frage kommen, wobei für jeden Bezirk 
gesondert verm erkt wird, ob das Kriterium der 
S teuerkraft oder der Arbeitslosenquote oder beide 
Kriterien maßgebend sind. Auf Grund dieser Liste 
wurden für fördenm gswürdig erklärt: zunächst das 
ganze Burgenland (7 Gerichtsbezirke), ein großer 
Teil von Niederösterreich, namentlich das ganze 
W aldviertel, aber auchi der Gerichtsbezirk Wiener 
Neustadt, dessen Industrie durch die Kriegs- und 
Nachkriegsereignisse vernichtet worden w ar (zusam­
men 30 Gerichtsbezirke)! in Oberösterreich 22 Ge­
richtsbezirke, darunter das ganze M ühlviertel, in der 
Steiermark 20 Gerichtsbezirke, darunter ganz Süd- 
steiermark, in- Kärnten 16 Gerichtsbezirke, darunter 
ganz Südkärnten, aber auch die hochalpinen Gebiete 
um den Großglockner, die ihre Fortsetzung in Ost­
tirol finden (in ganz Tirol 7 Gerichtsbezirke); in 
Salzburg 3 Gerichtsbezirke, darunter der Lungau, und 
schließlich in V orarlberg die Gemeinden des Großen 
W alsertales.

Nach- den Richtlinien des Finanzministeriums für das 
Jah r 1961 ®) dienen di© zum Einsatz gelangenden Bun­
desmittel zur V erstärkung der für die Förderung der 
unterentw idcelten Gebiete bereitgestellten Länder­
mittel. Bundeszuschüsse dürfen nur für solche Zwecke 
in Anspruch genommen werden, für die keine ander­
weitigen Förderungsm ittel des Bundes eingesetzt 
werden. Ihr Einsatz hat sich auf den Aufbau von 
Straßen und Brücken, auf die Förderung der Grün­
dung oder Erweiterung von industriellen oder ge­
werblichen Betrieben, auf den Ausbau des Fremden­
verkehrs und auf die Besitzfestigung von kleinen 
Landwirten und kleinen Gewerbetreibenden- zu be­
sdiränken. Tatsächlich aber wird ein Großteil der für 
die genannten Zwecke vorgesehenen Bundesmittel 
von jährlich 100 Mill. S für andere Zwecke verwen­
det und kommt daher nur indirekt der Entwicklungs­
förderung zugute.

Indirekte Enticicklungsförderung

Als nämlich im Jahre 1920 eine Volksabstimmung 
über den Verbleib Südkärntens bei Österreich ent­
schied, versprach der Bund die Sdiaffung einer Eisen­
bahnverbindung nach O stkärnten, da die direkte 
Eisenbahnlinie über jugoslawisches Gebiet führt. An 
dieses Versprechen wurde der Bund anläßlich der 
Vierzigj ahrfeier der Volksabstimmung erinnert, und 
es w urde unter Protest der Bundesbahnen der Bau 
dieser sogenannten Jauntalbahn -beschlossen, die 
heute naturgem äß weit weniger zur Erschließung 
O stkärntens beitragen kann, als dies vor vierzig Jah ­
ren der Fall gewesen wäre. Die Kosten dieses Bahn­
baues werden den M itteln für die Entwicklungshilfe

*) V gl.: D sterre id iisd ies Jah rb u d i 1960, S . 260.

4 4 6

*) „W irtschaft im Neialand“, 1961, S. I—4. D iese Zeitsd irift ist das 
offizielle O rgan d e s  V ereins zur Förderung d e r A ufbaugebiete und  
behandelt außerdem  W irtsd iaftsfragen  d e r ös terre id iisd ien  G renz­
länder.
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angeredinet. Ohne diesen Bahnbau w ären die Mittel 
zur Förderung der unterentwickelten Gebiete (die 
1961 mit 50 Mill. S ausgewiesen werden) mehr als 
doppelt so hoch gewesen, da für diesen Bahnbau im 
Jahre 1960 54 Mill. S, 1961 72 Mill. S und im Vor- 
ansdilag 1962 54,5 Mill. S ausgegeben bzw. vorge­
sehen wurden. Die Jahresfeier der Kärntner Volks­
abstimmung im Jahre 1960 wurde noch durch eine 
Sonderdotation von 10 Mill. S gewürdigt. Ebenfalls 
mit 10 Mill. S wurde die V ierzigjahresfeier der Ein­
gliederung des Burgenlandes (1921—1961) gewürdigt. 
Beide Dotationen wurden ebenfalls auf das Konto 
der Förderüngsmaßnahmen für die unterentwickelten 
Gebiete geschrieben.

Von dem Großprojekt der Jauntalbahn abgesehen, 
die einem einzigen Bundesland zugute kommt, rei­
chen die Mittel des Bundes nicht, um die W irtschaft 
der zu fördernden Gebiete nachhaltig zu wandeln. 
Dazu kommt noch, daß die Bundesbeiträge nach einem 
ungemein komplizierten Verfahren, das in dem bun­
desstaatlichen Aufbau Österreichs begründet liegt, 
auf die anspruchsberechtigten Länder aufgeteilt w er­
den müssen. Auch aus diesem Grunde ist eine 
Schwerpunktbildung des Einsatzes der Bundesmittel 
nicht möglich.

Trotzdem konnte eine erfolgreiche Förderung die­
ser Gebiete bereits in die W ege geleitet werden, da 
auch Landesmittel mit eingesetzt werden und weil 
sich die Gemeinden bemühen, durch Entgegenkommen 
aller Art die Ansiedlung neuer Betriebe zu fördern. 
Dazu gehört nicht nur die Zusage von lokalen Steuer­
erleichterungen — nämlich bei der den Gemeinden 
zustehenden Gewerbesteuer —, die zur allgemeinen 
Begünstigung von Abschreibungen hinzukommen, son­
dern auch die bevorzugte Bereitstellung von Grund 
und Boden sowie die unentgeltliche oder niedrig be­
messene Durchführung von Aufschlußarbeiten,

Die Investitionswerber haben auch bald erkannt, daß 
gerade diese A rt der Förderung, bei der sich das Bur­
genland besonders großzügig zeigt, ihnen die Stel­
lung mancher Forderungen erlaubt. Es hat ein förm­

liches W ettrennen um solche Investoren eingesetzt. 
Dadurch sind auch die Auslagen der Gemeinden zur 
Gewinnung neuer Betriebe angestiegen.

Finanz!erungsinatitut des Bundes 
für Enitcicklungsaufgaben

Die Erbringung solcher Leistungen ging selbstver­
ständlich über die Kräfte der Gemeinden hinaus, 
denn es handelt sich ja  meist um arme und reserven­
lose Gemeinden. Damit die ganze Entwicklungstätig­
keit nicht daran scheitert, hat sich der Bund ent­
schlossen, die Schaffung eines eigenen Finanzierungs­
instituts zu fördern. Es ist die „österreichische Kom­
munalkredit-AG zur Aufschließung von Industriege­
lände", die im Jahre 1958 mit einem stufenweise ein­
gezahlten Aktienkapital von 40 MiU. S von den öster­
reichischen Großbanken, Landeshypothekenanstalten, 
Spar- und Versicherungsanstalten, namentlich den Ka­
pitalsammelstellen der Stadt W ien, in W ien gegründet 
wurde. Dem Institu t wurde bei seiner Gründung ein 
langfristiges Darlehen aus ERP-Mitteln zur Verfügung 
gestellt, es hat Kreditzusagen seiner Gründer erhal­
ten und erw artet weitere Freigaben aus ERP-Mitteln, 
die allerdings seit 1960 infolge Meinungsverschieden­
heiten zunächst mit amerikanischen, dann innerhalb 
österreichischer Stellen blockiert sind. ®)

Die Kommunalkredit-AG hat, w ie schon ihr Name 
sagt, die Aufgabe, durch Gewährung langfristiger 
Kredite an die Gemeinden zur Aufscäüießung von 
Industriegelände und zur Erstellung von Einrichtun­
gen, die die Ansiedlung von Industrieunternehmen 
erleichtern, beizutragen. Sie hat dazu eine Broschüre 
herausgegeben, auf die sich schon nach kurzer Zeit 
30 Gemeinden als Interessenten für kommunale Ent­
wicklungskredite meldeten. Bei der Bearbeitung die-

*) Die G ründung dieses Institu ts , das vorw iegend gem einw irtsdiaft- 
liehen Zwecken dient, w ar den österreichischen P roporzverhältnissen 
en tspred iend  junk tim iert m it der E rrid itung der .ö s te rre id iisd ie n  
Investitionskredit-A G “ (42 M ill. S A ktienkapital), d ie m it Bundes­
garan tie  zwei W eltbankanleihen  von 19,2 MIU. S an die östei- 
re id iisd ie  P rivatindustrie w eitervergab  und außerdem  für ähnlid ie 
Zw edte m it 80 M ill. S aus ERP-M itteln do tie rt w urde. Es sd iein t, 
daß dieses In s titu t au d i b e re it ist, s id i an  Entwicklungskrediten 
211 beteiligen .
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ser Projekte, die keineswegs auf die staatlidierseits 
erklärten Entwicklungsgebiete besdiränkt waren, 
konnten bis Ende 1960—  nach Aussdieidung wenig 
aussiditsreidier Projekte und Aufnahme neuer Be­
werbungen —• 34 Darlehen im Gesamtbetrag von 
73 Mill. S bewilligt werden, die allerdings erst 
1960/61 zur Auszahlung gelangten. M ehr als die 
Hälfte dieser Kredite entfällt auf das Burgenland, 
der Rest vorwiegend auf Kärnten. Man redinet da­
mit, daß durdi die bisher bewilligten Projekte etwa 
2600 zusätzliche Dauerarbeitsplätze gesdiaffeii wur­
den. Da einige dieser Betriebe sidi noch ausdehnen 
werden, dürften rund 4000 Personen Besdiäftigung 
finden. H ierbei handelt es sidi meist um Betriebe der 
Lebensmittel- und Baustofferzeugung, der Textil-, 
Möbel- und Grundstoffindustrie, vereinzelt audi um 
Betriebe der M etallwarenerzeugung und des Masdii- 
nenbaus.

Hilfsorganiaationen m it Unterstützung der Länder

W enn audi die Kommunalkredit-AG maßgebend an 
dieser Entwidclung beteiligt ist, so sind daneben audi 
nodi andere Kräfte am W erke. Im Burgenland wurde 
ein Verein zur Förderung der.burgenländisdien W irt­
schaft gebildet, in  N iederösterreidi wurden außer 
einem Landesverein zur Förderung der W irtsdiaft 
nodi zwei regionale Entwidîlungsvereine für das 
Obere W aldviertel und W iener N eustadt sowie 
sdiließlidi ein Verein zur Förderung der W irtsdiaft 
des M ühlviertels gegründet, und zwar alle unter Be­
teiligung der Kammern und mit Unterstützung der 
Landesregierungen. Alle diese Vereine fördern eben­
falls die Industrieansiedlüng. Besonders erfolgreidi 
ist dabei der burgenländisdie Verein, der 300 Inter­
essenten für Betriebsneugründungen gefunden hat, 
100 Projekte intensiv bearbeitete und 44 Projekte 
realisieren konnte, bei denen es in einigen Fällen 
allerdings audi zu empfindlidienj Rüdsschlägen kam. 
Dank der Tätigkeit des Vereins konnten bereits 2000 
neue Arbeitsplätze gesdiaffen werden, während in 
N iederösterreidi 1900 Arbeitsplätze gewonnen w er­
den konnten (ein Teil dieser Projekte und A rbeits­
plätze ist natürlid i in der Aufstellung der Kommunal-, 
kredit-AG mit enthalten).

In O berösterreidi nördlich der Donau (Mühlviertel) 
zeigt sidi die Tätigkeit des „Vereins zur Förderung 
der W irtsdiaft des M ühlviertels" vor allem durdi 
Einsdialtung in eine Kreditaktion, durdi die gewerb- 
lidien Betrieben durdi Zuschüsse der Landesregierung 
zinsverbilligte Kredite vergeben werden, um den Ge­
werbetreibenden den Ansdiluß an die Konjunktur 
der südlidien, früher zur am erikanisdien Besatzungs­
zone gehörenden Landesteile zu erleiditern. Bei die­
ser A ktion w ürden 1959 481 Kredite im Gesamtbe­
trag  von 33,8 Mill. S, 1960 363 Kredite in Höhe von 
25,4 Mill. S vergeben (im Jahre  1958 w aren Kredite 
von 42,4 Mill. S, vorwiegend aus ERP-Mitteln, ge­
w ährt worden).

Besondere Rolle des Fremdenverkehrs 
und der Konsumgüterindustrie

Bei dieser Kreditvergabe, die meist bestehenden ge- 
werblidien Unternehmen zugute kommt, wird beson- 
derer W ert auf die Förderung des Fremdenverkehrs 
gelegt, die audi in N iederösterreidi stark beaditet 
wird. In O berösterreidi hofft man, audi Fremde aus 
dem benachbarten Bayern für die Gebiete des Böh­
mer W aldes gewinnen zu können — es gelang auch, 
den N eubau einer Donaubrüdce zu erreidien —, 
während N iederösterreidi sidi Vorteile aus dem Bau 
der A utobahn W ien—^Bayern erhofft und das nörd- 
lidie Burgenland mit seinem Neusiedler-See bereits 
von den m otorisierten W ienern aus seinem Dorn- 
rösdienschlaf geweckt wurde. Dafür hat man durdi 
Straßenbauten nodi während der sow jetisdien Besat­
zungszeit — vielleicht aud i den m ilitärisdien Wün­
sdien der Besatzungsmadit folgend — reditzeitig 
Vorsorge getroffen. Die Neuaufstellung des Bundes­
heeres führte auch in  den förderungswürdigen Grenz­
gebieten zum Bau von Kasernen und zur Verlegung 
starker Garnisonen, deren w irtsdiaftlidier Einfluß in 
m andien entlegenen Orten den des Fremdenverkehrs 
übertrifft.

Bei den neu errid iteten  oder ausgew eiteten Betrieben 
handelt es sidi vorw iegend um soldie der Konsum­
güterindustrie. Das ist insbesondere dort von Bedeu­
tung, wo zwar die ortsansässige männliche Bevölke­
rung A rbeit in wiederaufgebauten alten Betrieben 
fand, die nach dem Ende der sowjetischen Besatzung
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durdi allgemeine Kredite gefördert wurden, wo aber 
für die Frauen keine Arbeitsplätze vorhanden waren. 
Dies gilt vor allem für das Industriegebiet in und um 
Wiener Neustadt, wo früher die Rüstungs- und 
Metallindustrie dominierten.

Landflucht und soziologische Umschichtung

Die sdiönen Erfolge, die bereits erzielt wurden, kön­
nen natürlich die Abwanderung aus den Randgebieten ’ 
Österreichs in den vergangenen Jahren nicht rück­
gängig machen, so daß die bevölkerungspolitisdie Lage 
dieser Gebiete mit einer sdiw eren H ypothek belastet 
bleibt. Die in der Entwicklungsförderung zum Aus­
druck kommende Tendenz scheint die Landfiucäit zu 
bekräftigen, die jedoch von einsichtsvollen Agfarpoli- 
tikern als notwendiges Übel zur Besserstellung der 
auf dem Lande verbliebenen bäuerlichen Bevölkerung 
betraditet wird. Die Umstrukturierung führt daher

auch zu manchen soziologisdieni und nicht zuletzt zu 
parteipolitischen Umschichtungen, so daß die Entwick­
lungspläne auf gewisse konservative Bedenken stoßen.

Daß sie trotzdem so rasch verwirklicht werden konn­
ten, hat nicht zuletzt seinen Grund in den g ro ß en ' 
steuerlichen V orteilen für die Errichtung von Betrie­
ben in den förderungswürdigen Gebieten sowie in 
dem Bestreben ausländischer, meist deutscher In­
vestoren, auch das Lohngefälle zwischen W esteuropa 
und Ostösterreich auszunutzen. Ob die Spekulation, 
über Österreich Eingang in die EFTA zu finden,, rich­
tig ist, mödite man nach' der letzten Entwicklung 
bezweifeln. Die meisten dieser Betriebe werden aber 
ihren Platz im österreidüschen Inlandsm arkt und im 
EWG-Raum auch nach der Assoziierung Österreichs 
behaupten können. Es kommt ihnen jedenfalls zugute, 
daß sie in den Entwicklungsgebieten bisher brach­
liegende, in W esteuropa sonst knappe Arbeitskräfte 
gewinnen konnten.

Marokkanische Wirtschaftsprobleme

Dr. Axel v. Gadolin, Helsinki

Das Staatsgebiet Marokkos, das nunmehr mit 
520 760 qkm angegeben wird, entspricht der Fläche 

Frankreidisi jedoch muß etwa ein Drittel der Fläche 
als Gebirge und W üstenland angesprochen werden. 
Der nordwestlitäie, dem A tlantik zugewendete Teil 
des Landes ist Kulturland. Im Norden wird das Land 
weitgehend durdi das Rifgebirge vom M ittelmeer ab­
geriegelt, während das m ittlere Marokko von den 
drei Hauptketten des M ittelatlas ausgefüllt wird. Eine 
Mauer gegen die W üste stellt der Hohe Atlas dar, 
der am Draafluß noch ein Pendant in der Bergkette 
des Anti-Atlas hat. Es folgt die Sahara, deren H aupt­
fläche zu Algerien gehört. Im Süden besitzt Marokko 
noch eine kürzere gemeinsame Grenze mit dem spani­
schen Rio de Oro, während M auretanien einen Keil 
zwischen Algerien und Rio de Oro bis zum Knie der 
marokkanischen Südgrenze treibt. Marokko kennt 
ferner immer noch drei kleine spanische Enklaven, 
Melilla und Ceuta im Norden sowie Ifni im Südwesten.

Wasserwirtschaft erste Voraussetzung

Das Land ist infolge der Gebirgsketten, die im Hohen 
Atlas Höhen über 4000 m erreidien, wasserreich, ob­
zwar der Niederschlag sehr unausgeglichen ist. Des­
wegen war die W asserverteilung immer die Voraus­
setzung einer blühenden Landwirtschaft. Eine erfolg­
reiche W asserverteilung setzt aber eine effektive 
Staatsmacht voraus, die es sowohl zu römischen als 
auch zu arabischen Zeiten gegeben hat. Der Verfall 
setzte verhältnismäßig spät ein •— etwa um 1700
h. Chr. —, der W iederaufbau begann mit der Errich­
tung des französischen Protektorats im Jahre 1912. 
Der seit' 1956 wieder unabhängige marokkanische 
Staat ist an der Entwicklung der Wasserwirtschaft

ganz besonders interessiert, zumal ein neuer Aspekt, 
die Energiegewinnung, hinzugekommen ist. Man 
dürfte heute rd. 1 Mrd. kW h jährlich durch hydro­
elektrische Anlagen gewinnen. Der größte Stausee, 
Bin-el-Ouidane im südwestlichsten Teil des M ittleren 
Atlas, m ißt 12 km Länge und 5 km Breite. Die mädi- 
tigsten Flüsse sihd: Moulouya, der zwisdien dem 
M ittleren und dem  Hohen Atlas nach Nordosten ins 
M ittelmeer fließt, Sebou, der die Gewässer von der 
Nordseite des M ittleren Atlas sammelt und sie ins 

, Atlantische M eer führt. Er Rbia, der bei Azemmour 
ins Atlantisciie M eer mündet, und auf der Rückseite 
des Hohen Atlas der spätere W üstenfluß Draa.

W asserwirtschaft und Energiegewinnung sind ein Ka­
pitel für sich. Man nutzt nicht nur die Flüsse und baut 
große Staubecken, sondern nimmt auch Serien von 
sog. artesischen Brunnen in  Anspruch. So w ird die 
wüstenähnliche Gegend zwischen Marrakesch und 
EI Jadida (Mazagan) gegenwärtig durch ein gewalti­
ges Irrigationssystem erschlossen. Zahlreiche artesi­
sche Brunnen, die mit M otoren betrieben werden, 
pumpen W asser in ein System von offenen halbrun­
den Tonrinnen, die sich meilenweit durch die Land­
schaft ziehen. Für die Herstellung der Rinnen und 
Röhren wurde ein ganzer Fäbrikkomplex aufgebaut. 
W asserdiebstahl wird in Marokko ¿treng bestraft, mit­
unter noch strenger als Totschlag. Die gegenwärtige 
W asserplanung sieht eine gesamte Irrigationsfläche 
von rd. 1 Mill. ha vor, die neu gewonnen wird. Es ist 
interessant festzustellen, daß in Marrakesch uralte 
Bewässerungsanlagen aus der großen alten Zeit 
M arokkos noch vollauf funktionieren. Als man dem 
Gründer von Marrakesch, Youssuf, vor 900 Jahren die 
Frage stellte, woher er das W asser für die Neugrün­
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